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KLEINE ANFRAGE 
 
des Abgeordneten Martin Schmidt, Fraktion der AfD 
 
 
Homeoffice und Monitoring bei Landesbediensteten  
in Mecklenburg-Vorpommern 
 
und 

 
ANTWORT 
 
der Landesregierung 
 

 

 
1. Wie gestaltet sich die Rahmendienstvereinbarung über das ortsunab-

hängige Arbeiten bzw. Homeoffice aus, die mit dem Personal 

geschlossen wurde? 

 

 

 

Zwischen der Ministerpräsidentin des Landes Mecklenburg-Vorpommern und dem Gesamt-

personalrat für den Geschäftsbereich der Ministerpräsidentin des Landes Mecklenburg-

Vorpommern wurde gemäß § 66 in Verbindung mit § 70 Absatz 1 und 2 Personalvertretungs-

gesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern sowie des § 10a der Verordnung über die 

Arbeitszeit der Beamten im Land Mecklenburg-Vorpommern die Rahmendienstvereinbarung 

über die ortsunabhängige Arbeit im Geschäftsbereich der Ministerpräsidentin und in den 

Geschäftsbereichen der Ressorts der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern geschlossen. 

Diese ist als Anlage beigefügt. 
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2. Welche Instrumente zur Überwachung und Zeiterfassung werden 

genutzt, um ordnungsgemäßes Arbeiten des Personals der Landes-

verwaltung zu kontrollieren? 

 

 

 

Die Durchführung der gleitenden Arbeitszeit sowie die geltenden Regularien über die Zeit-

erfassung werden durch Dienstvereinbarungen jeweils für die Geschäftsbereiche der Ministe-

rien sowie im Geschäftsbereich der Ministerpräsidentin geregelt. Die elektronische Zeit-

erfassung erfolgt beispielsweise in den obersten Landesbehörden mithilfe der modularen 

Softwarelösung ZEUS®. Die Buchung erfolgt in der Regel über die in den Dienststellen 

installierten Terminals für die Zeiterfassung bzw. bei ortsunabhängiger Arbeit über die 

ZEUS®-WebServices. 

 

 

 
3. Welche Evaluation gab es? 

Welche Selbsteinschätzungen und andere Untersuchungen wurden 

getätigt? 

 

 

 

Seit dem Jahr 2005 bietet die Landesverwaltung Mecklenburg-Vorpommern ihren Mitar-

beiterinnen und Mitarbeitern die Möglichkeit, hierfür geeignete Aufgaben in Form der 

alternierenden Telearbeit zu erledigen. Die Ausgestaltung der alternierenden Telearbeit erfolgt 

für die Geschäftsbereiche der Ministerien sowie im Geschäftsbereich der Ministerpräsidentin 

jeweils durch Dienstvereinbarungen. Die alternierende Telearbeit wurde zunächst im Rahmen 

der Experimentierklausel des § 10a der Verordnung über die Arbeitszeit der Beamten im Land 

Mecklenburg-Vorpommern (Arbeitszeitverordnung – AZVO) als zeitlich begrenzte Ausnahme 

zur Erprobung neuer Arbeitszeitmodelle zugelassen und ist zwischenzeitlich als alternatives 

Arbeitszeitmodell eingeführt. Die Rahmendienstvereinbarung über die ortsunabhängige Arbeit 

im Geschäftsbereich der Ministerpräsidentin und in den Geschäftsbereichen der Ressorts der 

Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern verfolgt u. a. das Ziel, die bestehenden Rege-

lungen zu harmonisieren, um eine weitreichende Standardisierung der Arbeitsbedingungen 

aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu gewährleisten und zugleich neue mobile Arbeits-

formen zu etablieren. Die Einführung der ortsunabhängigen Arbeit erfolgt ebenfalls im Rahmen 

der Vorschriften von § 10a AZVO. Eine Evaluation erfolgt im Jahr 2023. 

 

 

 
4. Welche Opportunismusgefahren hat die Landesregierung im Blick? 

Wie bekämpft sie diese? 

 

 

 

Die alternierende Telearbeit ist ein seit 2005 erfolgreiches eingeführtes Arbeitszeitmodell, das 

dazu dient, die Aufgabenerledigung flexibler zu gestalten, eine höhere Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf zu fördern und somit zur Steigerung der Arbeitgeberattraktivität der Landes-

verwaltung beizutragen. Weiterhin trägt diese Arbeitsform im Flächenland Mecklenburg-

Vorpommern zu einer Verringerung des Pendleraufkommens bei und somit ebenfalls zum 

Klima- und Umweltschutz.  
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Diese Möglichkeit der Arbeitszeitgestaltung setzt das gegenseitige Vertrauen zwischen der 

Dienststelle und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern voraus. Für den Fall des Missbrauches 

der alternativen Arbeitszeitregelungen sehen die Dienstvereinbarungen Sanktionsmöglich-

keiten bis hin zum Ausschluss von der Teilnahme am ortsunabhängigen Arbeiten vor. 

 

 

 
5. Welche weiteren digitalen und technischen Werkzeuge zur Über-

prüfung der Leistung wären rechtlich zulässig und erlaubt? 

 

 

 

Die elektronische Erfassung der Arbeitszeit erfolgt beispielsweise in den obersten Behörden 

der Landesverwaltung mithilfe der modularen Softwarelösung ZEUS®. Zum Schutz des 

grundgesetzlich verankerten allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Einzelnen sind der Landes-

verwaltung als Arbeitgeber bei der Überprüfung oder Kontrolle der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter mithilfe digitaler und technischer Werkzeuge umfangreiche rechtliche Grenzen 

gesetzt. Die Regelungen zum Schutz von personenbezogenen Daten im Rahmen von Beschäfti-

gungsverhältnissen ergeben sich darüber hinaus insbesondere aus § 26 Bundesdatenschutz-

gesetz (BDSG). In jedem Fall muss der Arbeitgeber ein berechtigtes Interesse an dem Einsatz 

oder der Anwendung eines Kontrollmittels nachweisen. Die Art und das Ausmaß der Kontroll-

befugnisse sind dabei stets abhängig von der konkreten Nutzungsausgestaltung innerhalb der 

Institution und davon, inwieweit die Nutzung von zum Beispiel Internet zulässig ist 

(vgl. Robys/Panzer-Heemeier, Stichwort-Kommentar Arbeitsrecht 3. Auflage, Edition 

16/2021, Rn. 1 bis 54). Eine allgemeingültige Antwort kann insofern durch die Landesregierung 

nicht gegeben werden. Eine permanente Überwachung zur Leistungskontrolle ist allerdings in 

jedem Fall unzulässig. 
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Anlage  
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